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Teil 1 - In aller Kürze 
  Sofern nichts Gegenteiliges vermerkt ist, ändern Sie bitte bei den nachfolgenden Rechtsvorschriften nur das Datum in 

Ihrem Rechtsverzeichnis. 
 

 
Bund 

 

 

  Änderung: 2. BImSchV »Verordnung zur Emissions-
begrenzung von leichtflüchtigen halogenierten organi-
schen Verbindungen« 
vom 28.4.2015 

  Änderung: 4. BImSchV »Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen«' 
vom 28.4.2015 

 

 

 

 

 

  Änderung: 5. BImSchV »Verordnung über Immissi-
onsschutz- und Störfallbeauftragte« 
vom 28.4.2015 

  Änderung: 9. BImSchV »Verordnung über das Ge-
nehmigungsverfahren« 
vom 28.4.2015 

 
 

Die nachfolgenden Rechtsvorschriften wurden geän-
dert aufgrund der Umsetzung der Energieeffizienz-
richtlinie... 

Änderung an Querbezügen in den Ordnungswidrigkei-
ten. 

Die Änderungen betreffen keine Betreiberpflichten 
(weil die Verordnung gar keine Betreiberpflichten ent-
hält ). Vielmehr wurden an vielen Nummern des 
Anlagenkatalogs Änderungen vorgenommen. 

  Die Änderungen betreffen zum Teil auch die Art 
des Genehmigungserfordernisses (vereinfachtes Ver-
fahren, Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung und 
Anforderungen nach Industrieemissions-Richtlinie). 

  Prüfen Sie also bitte im Einzelfall, ob Sie von den 
Änderungen betroffen sind.  

Die Änderungen betreffen die Eintragungen der Nr. 27, 
28 und 40 im Anhang, und beziehen sich auf Anlagen 
der Nr. 5.1.1.1 bzw. 5.1.2.1 und 8.5.1 nach 4. BImSchV. 

Hier wurde der § 13 ergänzt hinsichtlich der Einholung 
von Sachverständigengutachten bei Genehmigungs-
verfahren, und zwar hinsichtlich der Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeitsanalyse einschließlich des Kosten-
Nutzen-Vergleichs gemäß KWK-Kosten-Nutzen-
Vergleich-Verordnung (siehe unten). 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/2bv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/4bv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/5bv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/9bv_ges.htm
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  Änderung: 13. BImSchV »Verordnung über Großfeue-
rungs- und Gasturbinenanlagen« 
vom 28.4.2015 
 

  Änderung: 21. BImSchV »Verordnung zur Begrenzung 
der Kohlenwasserstoffemissionen bei der Betankung von 
Kraftfahrzeugen« 
vom 28.4.2015 

  Änderung: 31. BImSchV »Verordnung zur Begrenzung 
der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen bei 
der Verwendung organischer Lösemittel in bestimmten 
Anlagen« 
vom 28.4.2015 

  Neu: KNV-V »KWK-Kosten-Nutzen-Vergleich-
Verordnung« 
vom 28.4.2015 
 

 

  Neufassung: Richtlinie für die Förderung von Ener-
giemanagementsystemen 
vom 18.3.2015 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im § 11 »Im Jahresmittel einzuhaltende Emissions-
grenzwerte« gab es strukturelle Änderungen, weil die 
spezifischen Anforderungen Gasturbinen im Solobe-
trieb herausgefallen sind. 

Hier wurde nur der Verweis auf den entsprechenden 
Paragrafen zu bekannt gegebenen Messstellen nach 
BImSchG angepasst. 

Hier wurde nur der Verweis auf den entsprechenden 
Paragrafen zu bekannt gegebenen Messstellen nach 
BImSchG angepasst. 

Nehmen Sie die Rechtsvorschrift in Ihr Rechtsver-
zeichnis auf und stufen Sie sie gegebenenfalls als zu-
treffen ein. 

  Die wenigen Betreiberpflichten finden Sie in Teil 2 
des Infobriefs. 

Die Richtlinie beinhaltet keine Betreiberpflichten, son-
dern die Förderung und Förderanspruch. 

Die Förderung bezieht sich auf: 
• Zertifizierung nach ISO 50001 oder alternativer 

Systeme nach SpaEfV 
• Erwerb von Mess-, Zähler- und Sensoriktechnolo-

gie (Messtechnik) für o.g. Energiemanagementsys-
teme  

• Erwerb von Software für o.g. Energiemanagement-
systeme 

Nicht antragsberechtigt sind u.a. 
• Unternehmen, die im laufenden oder im vergange-

nen Kalenderjahr einen Antrag für die Besondere 
Ausgleichsregelung gestellt haben und zum Nach-
weis eines zertifizierten Energie- oder Umweltma-
nagementsystem nach § 64 Absatz 1 Nummer 3 
EEG 2014 verpflichtet waren. 

• die kein KMU sind und denen im Jahr der Antrag-
stellung der Spitzenausgleich gewährt wird. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/13bv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/21bv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/31bv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/knvv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/enegmfoerdrl.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/enegmfoerdrl.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/eeg.htm#p64
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  Änderung: SGB VII »Gesetzliche Unfallversicherung« 
vom 21.4.2015 

  Änderung: BGB »Bürgerliches Gesetzbuch« 
vom 27.4.2015 

  Änderung: GewO »Gewerbeordnung« 
vom 21.4.2015 

  Änderung: EMASPrivilegV »EMAS-Privilegierungs-
Verordnung« 
vom 28.4.2015 

 Erinnerung: Ab 1.6.2015 gilt die neue BetrSichV. 
 

  Neufassung: 14. ProdSV »Druckgeräteverordnung« 
vom 13.5.2015 

 

 

 

 

 
 

 
 

 

  Neufassung: TRBS 1151 »Gefährdung an der Schnitt-
stelle Mensch - Arbeitsmittel - Ergonomische und mensch-
liche Faktoren« 
vom 6.3.2015 (veröffentlicht am 20.5.2015, Stand 
26.5.2015 noch nicht in umwelt-online verfügbar) 

 

 

 

Entfernen Sie gegebenenfalls die alte Version aus Ih-
rem Rechtsverzeichnis. 

Die neue Druckgeräteverordnung setzt die Richtlinie 
2014/68/EU vom 15. Mai 2014 zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Be-
reitstellung von Druckgeräten auf den Markt in natio-
nales deutsches Recht um. 

Die neue Druckgeräteverordnung tritt am 19. Juli 2016 
in Kraft und löst dann die bis dahin geltende Druckge-
räteverordnung ab. Die Vorschrift über die Einstufung 
von Druckgeräten (§ 12) ist allerdings bereits ab dem 1. 
Juni 2015 anzuwenden. 

Führen Sie in der Zwischenzeit gegebenenfalls beide 
Verordnungen parallel in Ihrem Rechtsverzeichnis. 

  Die Herstellerpflichten finden Sie in Teil 2 des 
Infobriefs. 

Die Neufassung enthält - wie die Vorgängerversion - 
keine Betreiberpflichten, sondern gibt Ihnen Hand-
lungsempfehlungen bei der Durchführung Ihrer Ge-
fährdungsbeurteilung. Sie finden in der TRBS viele 
Beispiele u.a. eine Vorlage, wie Sie den Manipulations-
anreiz einer Schutzeinrichtung bestimmen können, um 
festzustellen, wie sicher sie ist. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/uvv/7sgb_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/bgb/b1_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/gew_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/oekoaudt/priv_ges.htm
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl#__bgbl__%2F%2F*[%40attr_id%3D%27bgbl115s0692.pdf%27]__1432626527546
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trbs/1151_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/anlasi/gsg/gsgv/gsgv14ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/anlasi/gsg/gsgv/gsgv14ges.htm
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  Neu: BekBS 1113 »Beschaffung von Arbeitsmitteln« 
vom 6.3.2015 (veröffentlicht am 20.5.2015, Stand 
26.5.2015 noch nicht in umwelt-online verfügbar) 

 

 

 

 

 
 
 

  Neu: BekBS 1114 »Anpassung an den Stand der Tech-
nik bei der Verwendung von Arbeitsmitteln« 
vom 6.3.2015 (veröffentlicht am 20.5.2015, Stand 
26.5.2015 noch nicht in umwelt-online verfügbar) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  Überprüfen Sie gegebenenfalls Ihre 
Gefährdungsbeurteilung anhand der Neufassung 
dieser TRBS. 

 
Die BekBS beinhaltet keine Betreiberpflichten, son-
dern beschreibt, wie der Beschaffungsprozess ablaufen 
kann, um den Anforderungen der BetrSichV an das 
Zurverfügungstellen von sicheren Arbeitsmitteln 
rechtssicher nachzukommen. 

  Nehmen Sie, die Rechtsvorschrift ggf. in Ihr 
Rechtsverzeichnis auf. 

   Gleichen Sie gegebenenfalls Ihren im 
Managementsystem festgelegten 
Beschaffungsprozess mit den in dieser BekBS 
aufgeführten Vorschlägen zur Vorgehensweise ab und 
nehmen Sie - falls Sie das für erforderlich halten- 
entsprechende Anpassungen vor. 

  Nehmen Sie, die Rechtsvorschrift ggf. in Ihr 
Rechtsverzeichnis auf. 

Die BekBS beinhaltet keine Betreiberpflichten, son-
dern soll Sie unterstützen bei der Anforderung nach § 3 
Abs. 7 der BetrSichV.  

Dort heißt es: »Die Gefährdungsbeurteilung ist regel-
mäßig zu überprüfen. Dabei ist der Stand der Technik 
zu berücksichtigen.« 

Die BekBS führt aus, dass die Ermittlung des Standes 
der Technik beim Verwenden von Arbeitsmitteln er-
folgt vorrangig auf der Basis der Technischen Regeln 
zur Betriebssicherheit (TRBS) basiert. Das heißt also, 
dass Sie bei der Überprüfung Ihrer Gefährdungsbeur-
teilung Änderungen in den Technischen Regeln be-
rücksichtigen sollten. 

In der BekBS finden Sie ein Ablaufdiagramm zur Über-
prüfung Ihrer Gefährdungsbeurteilung sowie einige 
Beispiele zur Anpassung der Arbeitsmittel an den 
Stand der Technik. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trbs/bek1113_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trbs/bek1114_ges.htm
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  Neu: TROS Laserstrahlung - Allgemeines 
vom 23.4.2015 (veröffentlicht am 5.5.2015) 

  Neu: TROS Laserstrahlung - Teil 1 »Beurteilung der 
Gefährdung durch Laserstrahlung« 
vom 23.4.2015 (veröffentlicht am 5.5.2015) 

  Neu: TROS Laserstrahlung - Teil 2 »Messungen und 
Berechnungen von Exposition gegenüber Laserstrahlung« 
vom 23.4.2015 (veröffentlicht am 5.5.2015) 

  Neu: TROS Laserstrahlung - Teil 3 »Maßnahmen zum 
Schutz vor Gefährdungen durch Laserstrahlung« 
vom 23.4.2015 (veröffentlicht am 5.5.2015) 

 

 
Bayern (Bay) 

  Änderung: BayNatSchG  »Bayerisches Naturschutzgesetz« 
vom 30.4.2015 

 

 
Bremen (Br) 

  Neufassung: BremEG »Bremisches Energiegesetz« 
vom 15.4.2015 

 

 
Hamburg (Hmb) 

  Aufgehoben: IndBauRL Hmb »Industriebaurichtlinie 
Hamburg« 
zum 11.3.2015 

Nehmen Sie die nebenstehenden TROS in Ihr Rechts-
verzeichnis auf und stufen sie den allgemeinen Teil und 
den Teil 1 als zutreffend ein (denn eine Gefährdungs-
beurteilung müssen Sie in jedem Fall durchführen  ). 
Die Teile 2 und 3 stufen Sie ein entsprechend des Er-
gebnisses Ihrer Gefährdungsbeurteilung. 

  Die Betreiberpflichten finden Sie im Teil 2 des 
Infosbriefs. 

  Beachten Sie bitte, dass die TROS eine Vielzahl an 
materiellen Pflichten beinhalten. Berücksichtigen Sie 
diese entsprechend. 

Das Gesetz enthält keine Betreiberpflichten, sondern 
richtet sich an den Senat und beschreibt Rahmenbe-
dingungen zur Ausgestaltung des EEWärmeG und der 
EnEV. 

Stattdessen gilt nun in Hamburg auch die »neue« 
Muster-Industriebau-Richtlinie vom  Februar 2014. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/tros/laser_00_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/tros/laser_01_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/tros/laser_02_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/tros/laser_03_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/natursch/laender/by/lg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/laender/hb/keg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/laender/hh/iba_ges.htm
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Teil 2 - Aktuelles für den Betreiber 

 
Bund 

  Neu: KNV-V »KWK-Kosten-Nutzen-Vergleich-Verordnung« 
vom 28.4.2015 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
Diese Verordnung gilt für 
 
1. die Genehmigung der Errichtung oder erheblichen Modernisierung 

a. einer Feuerungsanlage zur Erzeugung von Strom mit einer 
Feuerungswärmeleistung von mehr als 20 MW, 

b. einer sonstigen Anlage, bei der Abwärme mit einem nutzbaren 
Temperaturniveau entsteht, mit einer Feuerungswärmeleistung 
von mehr als 20 MW, 

c. einer Feuerungsanlage zur Erzeugung von Wärme mit einer 
Feuerungswärmeleistung von mehr als 20 MW in einem 
bestehenden Fernwärme- oder Fernkältenetz,  

 
2. die Planfeststellung für ein neues Fernwärme- oder Fernkältenetz. 

 
 
§ 3 Vorlagepflicht 
(1) Für die Errichtung oder erhebliche Modernisierung einer Anlage gemäß § 
1 Nummer 1 sind im Rahmen der Antragsunterlagen [...] eine 
Wirtschaftlichkeitsanalyse einschließlich des Kosten-Nutzen-Vergleichs 
nach § 6 oder eine Darlegung nach § 5 Absatz 4 vorzulegen, es sei denn, die 
Abwärme soll im Sinne des Vergleichsgegenstandes nach § 4 Absatz 1, 2 
oder 3 verwendet werden. [...] 
 
 
 

  Neu: TROS Laserstrahlung - Allgemeines 
vom 23.4.2015 (veröffentlicht am 5.5.2015) 
 
1 Anwendungsbereich 
(1) Diese Technische Regel mit ihren Teilen (Allgemeines, Beurteilung der 
Gefährdung durch Laserstrahlung, Messungen und Berechnungen von 
Expositionen gegenüber Laserstrahlung sowie Maßnahmen zum Schutz vor 
Gefährdungen durch Laserstrahlung) dient dem Schutz der Beschäftigten 
vor direkten Gefährdungen der Augen und der Haut durch Laserstrahlung 
am Arbeitsplatz und behandelt auch den Schutz vor Gefährdungen durch  

 

Übernehmen Sie die nebenstehenden 
Betreiberpflichten in Ihr 
Rechtsverzeichnis, wenn Sie davon 
betroffen sind. 

  Beachten Sie bitte, dass im 
Abschnitt 2 ausführlich beschrieben 
ist, wie der Kosten-Nutzen-Vergleich 
durchzuführen und zu dokumentieren 
ist. 

Die Vorschriften dieser Verordnung 
gelten nicht für Vorhaben, bei denen 
die Vollständigkeit der 
Antragunterlagen vor dem 1. Mai 
2015 von der zuständigen Behörde 
festgestellt worden ist. 

 

Übernehmen Sie die der 
nebenstehenden Paragrafen in Ihr 
Rechtsverzeichnis, die für Sie 
zutreffend sind, und stellen Sie 
sicher, dass Sie den Anforderungen 
nachkommen. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/knvv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/tros/laser_00_ges.htm
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indirekte Auswirkungen (z. B. vorübergehende Blendung, Brand- und 
Explosionsgefahr). 
 
(2) Die TROS Laserstrahlung gilt für Laserstrahlung im 
Wellenlängenbereich zwischen 100 nm und 1 mm. 
 
(3) Der Teil »Allgemeines« der TROS Laserstrahlung erläutert den 
Anwendungsbereich der Arbeitsschutzverordnung zu künstlicher optischer 
Strahlung (OStrV) und enthält die wesentlichen Begriffe, die bei der 
Umsetzung der OStrV hinsichtlich Laserstrahlung relevant sind, sowie 
Angaben zu tatsächlichen oder möglichen Gefährdungen der Sicherheit 
und Gesundheit der Beschäftigten durch Laserstrahlung. 
 
(4) Unabhängig von den in dieser TROS Laserstrahlung beschriebenen 
Vorgehensweisen sind vom Arbeitgeber die Beschäftigten oder ihre 
Interessenvertretung, sofern diese vorhanden ist, aufgrund der 
einschlägigen Vorschriften zu beteiligen. 
 
 
2 Verantwortung und Beteiligung 
(1) Für die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung ist der Arbeitgeber 
verantwortlich. Sofern er nicht selbst über die erforderlichen Kenntnisse 
verfügt, muss er sich dabei fachkundig beraten lassen (fachkundige 
Personen nach § 5 OStrV). Der Arbeitgeber hat für den Umgang mit Lasern 
der Klassen 3R, 3B oder 4 einen Laserschutzbeauftragten (LSB) zu 
bestellen. 
 
 
5 Der Laserschutzbeauftragte (LSB) 
5.1 Anforderungen und Aufgaben des LSB 
(1) Der LSB soll eine abgeschlossene technische, naturwissenschaftliche, 
medizinische oder kosmetische Berufsausbildung (jeweils mindestens zwei 
Jahre) haben und über mindestens zwei Jahre Berufserfahrung verfügen. 
Der LSB hat einen Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an einem 
entsprechenden LSB-Lehrgang. 
 
(2) Der LSB ist schriftlich zu bestellen. Mit der Bestellung überträgt der 
Arbeitgeber ihm seine konkreten Aufgaben, Befugnisse und Pflichten. 
 
(3) An Arbeitsplätzen mit Laser-Einrichtungen der Klassen 3R oder höher 
unterstützt der LSB durch seine Fachkenntnisse den Arbeitgeber oder die 
fachkundige Person bei der Gefährdungsbeurteilung, die der Arbeitgeber 
gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) i. V. m. § 3 OStrV vorzunehmen 

  Die TROS beinhaltet vor allem 
Begriffsbestimmungen und 
Erläuterungen, die Ihnen bei der 
Anwendung der OStrV und den 
nachfolgenden TROS Laserstrahlung 
hilfrech sein können. 

 

http://www.risolva.de/
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hat. Der LSB hat den sicheren Betrieb der genannten Laser-Einrichtungen 
zu gewährleisten. 
 
(4) Der LSB arbeitet dabei mit der Fachkraft für Arbeitssicherheit und dem 
Betriebsarzt zusammen. 
 
(5) Er kennt ggf. entsprechend der Tätigkeit bzw. eingeschränkt auf den 
entsprechenden Anwendungsbereich 
 
1. die grundlegenden Regelwerke des Arbeitsschutzes (ArbSchG, OStrV, 

Unfallverhütungsvorschriften, Technische Regeln, Normen und ggf. 
spezielle Regelungen zum Laserschutz), 

2. die Kenngrößen der Laserstrahlung, 
3. die direkten Gefährdungen (direkte und reflektierte Laserstrahlung) 

und deren unmittelbare biologische Wirkungen sowie die indirekten 
Gefährdungen (vorübergehende Blendung, Brand- und 
Explosionsgefährdung, Lärm, elektrische Gefährdung) bei 
Arbeitsplätzen mit Anwendung von Laserstrahlung, 

4. die grundlegenden Anforderungen an eine Gefährdungsbeurteilung, 
5. die Gefährdungsbeurteilungen für die Arbeitsplätze, für die er als LSB 

benannt ist, 
6. die Schutzmaßnahmen (technische, organisatorische und persönliche), 
7. die Rechte und Pflichten des LSB, 
8. die Laserklassen gemäß DIN EN 60825-1, 
9. die Bedeutung der Expositionsgrenzwerte der OStrV, 
10. die Inhalte der Unterweisung nach § 8 OStrV sowie 
11. den Ablauf des sicheren Betriebs der Laser-Einrichtungen, für die er 

bestellt ist und weiß, wie diese zu überwachen sind. 
 
(6) Im Rahmen seiner Tätigkeit unterstützt der LSB den Arbeitgeber bei der 
Unterweisung der Beschäftigten. 
 
 
 
 
 
 

Das nachfolgende Kapitel 5.2 
definiert Anforderung an die Kurse 
und die Prüfung für 
Laserschutzbeauftragte. 

http://www.risolva.de/
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  Neu: TROS Laserstrahlung - Teil 1 »Beurteilung der Gefährdung  
durch Laserstrahlung« 
vom 23.4.2015 (veröffentlicht am 5.5.2015) 
 
1 Anwendungsbereich 
(1) Der Teil 1 »Beurteilung der Gefährdung durch Laserstrahlung« der TROS 
Laserstrahlung beschreibt die Vorgehensweise zur Informationsermittlung 
und Gefährdungsbeurteilung nach § 3 der Arbeitsschutzverordnung zu 
künstlicher optischer Strahlung (OStrV). Sie konkretisiert die Vorgaben der 
OStrV innerhalb des durch §§ 5 und 6 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 
vorgegebenen Rahmens. 
 
(2) Die TROS Laserstrahlung gilt für Laserstrahlung im 
Wellenlängenbereich zwischen 100 nm und 1 mm. 
 
(3) Unabhängig von den in dieser TROS Laserstrahlung beschriebenen 
Vorgehensweisen sind von dem Arbeitgeber die Beschäftigten oder ihre 
Interessenvertretung, sofern diese vorhanden ist, aufgrund der 
einschlägigen Vorschriften zu beteiligen. 
 
 
3 Grundsätze zur Durchführung der Gefährdungsbeurteilung 
3.1 Allgemeines 
Nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) sind 
Gefährdungsbeurteilungen an Arbeitsplätzen durchzuführen. [...] 
 
 
3.2 Ermittlung und Bewertung von Laserstrahlung am Arbeitsplatz 
(1) Zunächst ist zu ermitteln, ob Beschäftigte Laserstrahlung ausgesetzt 
sind oder ausgesetzt sein können, von der eine Gefährdung der Sicherheit 
oder der Gesundheit ausgehen kann. 
 
(2) Ist dies der Fall, so sind diese Gefährdungen zu bewerten und 
Schutzmaßnahmen abzuleiten. Dabei sind die verschiedenen 
Betriebszustände einer Laser-Einrichtung zu berücksichtigen. 
 
(3) Der Arbeitgeber hat hierzu die auftretenden Expositionen zu ermitteln 
und zu bewerten. Nach § 3 OStrV ist für die Beschäftigten in jedem Fall eine 
Gefährdung gegeben, wenn die Expositionsgrenzwerte überschritten 
werden. Es sind aber auch solche Gefährdungen zu betrachten, für die keine 
Expositionsgrenzwerte vorliegen [...] 
 

Übernehmen Sie die der 
nebenstehenden Paragrafen in Ihr 
Rechtsverzeichnis, die für Sie 
zutreffend sind, und stellen Sie 
sicher, dass Sie den Anforderungen 
nachkommen. 

  Die TROS beinhaltet einige 
materielle Anforderungen und führt 
vor allem detailliert aus, wie die 
Gefährdungsbeurteilung im 
Einzelnen abzulaufen hat und welche 
Aspekte im Einzelnen berücksichtigt 
werden müssen. Beachten Sie 
erforderlichenfalls diese zusätzlichen 
Anforderungen. 
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3.3 Organisation und Verantwortung 
(1) Die Gefährdungsbeurteilung ist die systematische Beurteilung 
(Ermittlung und Bewertung) von Gefährdungen der Beschäftigten durch 
Laserstrahlung mit dem Ziel, erforderliche Maßnahmen für Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit festzulegen. Die Gefährdungsbeurteilung 
betrachtet alle voraussehbaren Arbeitsabläufe im Betrieb und umfasst alle 
Gefährdungsfaktoren. [...] 
 
(3) In der Regel erfolgt die Beurteilung der von Art, Ausmaß und Dauer der 
Exposition durch die Laserstrahlung abhängigen Gefährdungen unter 
ungünstigsten Konstellationen tätigkeitsbezogen anhand der vorliegenden 
Laserklasse. Hierbei sind alle Betriebszustände zu berücksichtigen, 
insbesondere auch Wartung, Service, Instandhaltung, Errichtung. Die 
Beurteilung der mit Laserstrahlung verbundenen Gefährdungen kann auch 
personenbezogen erfolgen. Dazu werden dann die personenbezogenen 
Expositionsszenarien bestimmt. Dies ist der Ausnahmefall für spezielle 
Arbeiten. [...] 
 
(6) Der Arbeitgeber darf bei möglichen Expositionen der Beschäftigten 
durch Laserstrahlung die Tätigkeit erst aufnehmen lassen, nachdem eine 
Gefährdungsbeurteilung vorgenommen worden ist und die daraus 
abgeleiteten Schutzmaßnahmen umgesetzt sind. 
 
(7) Die Gefährdungsbeurteilung muss erneuert werden, wenn sich die 
Arbeitsbedingungen maßgeblich ändern oder Ergebnisse der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge dies erfordern. 
 
(8) Die Gesamtverantwortung für die Gefährdungsbeurteilung liegt beim 
Arbeitgeber. 
 
(9) Verfügt der Arbeitgeber nicht über die erforderliche Fachkunde und die 
entsprechenden Kenntnisse zur Beurteilung der Gefährdung durch 
Laserstrahlung, hat er sich nach § 5 Absatz 1 OStrV fachkundig beraten zu 
lassen. Diese Beratung kann beispielsweise der LSB oder die Fachkraft für 
Arbeitssicherheit durchführen. Die Erstellung der Gefährdungsbeurteilung 
kann an eine oder mehrere fachkundige Personen delegiert werden. Dazu 
ist es erforderlich, dass die für den Arbeitgeber tätig werdenden Personen 
über die notwendigen betriebsspezifischen Kenntnisse verfügen, Einsicht in 
alle für die Gefährdungsbeurteilung erforderlichen Unterlagen nehmen 
können und im Besitz aller notwendigen Informationen sind. 
 
(10) Im Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung kann es notwendig werden, 
dass vor Aufnahme des Betriebs von Lasern ein LSB, gemäß Anforderungen 
in § 5 Absatz 2 OStrV, schriftlich zu bestellen ist. Dies gilt ausdrücklich für 
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die Gewährleistung des sicheren Betriebs von Lasern der Klasse 3R, 3B und 
4. Unter Umständen ist die Bestellung eines LSB aber auch in anderen 
Fällen, z. B. beim Umgang mit nicht klassifizierten Lasern in Abhängigkeit 
von der tatsächlichen Gefährdung, empfehlenswert. Sofern bereits 
vorhanden, wirkt der LSB bei der Erstellung der Gefährdungsbeurteilung 
mit und ist in die Wirksamkeitskontrolle der Schutzmaßnahmen 
eingebunden. Vom Arbeitgeber müssen seine Aufgaben, Rechte und 
Pflichten (u. a. Bereich, Laser) genau festgelegt werden. 
 
(11) Werden für die Durchführung von Arbeiten in einem Betrieb 
Fremdfirmen beauftragt und besteht die Möglichkeit einer gegenseitigen 
Gefährdung durch Exposition gegenüber Laserstrahlung, haben alle 
betroffenen Arbeitgeber bei der Durchführung der Gefährdungsbeurteilung 
zusammenzuwirken und sich abzustimmen. Näheres ist in § 8 ArbSchG 
geregelt. 
 
(12) Die Gefährdungsbeurteilung muss auch Gefährdungen durch indirekte 
Auswirkungen von Laserstrahlung berücksichtigen [...] 
 
 
3.4 Fachkundige für die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung 
(1) Fachkundige für die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung im Sinne 
des § 5 Absatz 1 OStrV sind Personen, die aufgrund ihrer fachlichen 
Ausbildung oder Erfahrungen ausreichende Kenntnisse über die 
Gefährdungen durch Laserstrahlung haben. Sie sind auch mit den 
Vorschriften und Regelwerken soweit vertraut, dass sie die 
Arbeitsbedingungen und daraus resultierenden arbeitsplatzspezifischen 
Gefährdungen vor Beginn der Tätigkeit ermitteln und bewerten können. 
Der Fachkundige kann die Schutzmaßnahmen festlegen, bewerten und 
überprüfen. 
 
(2) Umfang und Tiefe der notwendigen Kenntnisse sind häufig in 
Abhängigkeit von der zu beurteilenden Tätigkeit unterschiedlich. 
Fachkundige Personen für die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung 
können zum Beispiel die Fachkraft für Arbeitssicherheit und ggf. der LSB 
sein. [...] 
 
 
3.5 Fachkundige für die Durchführung von Messungen und 
Berechnungen von Expositionen gegenüber Laserstrahlung 
(1) Messungen dürfen nur von Personen durchgeführt werden, die über die 
dafür notwendige Fachkunde und die erforderlichen Einrichtungen 
verfügen. Der Fachkundige für die Durchführung von Messungen und 
Berechnungen muss je nach Situation über die unter Abschnitt 3.4 
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aufgelisteten Kenntnisse zur Gefährdungsbeurteilung verfügen. Darüber 
hinaus muss er zusätzliche Kenntnisse in der Laserstrahlungsmesstechnik 
nach dem Stand der Technik, über die Durchführung von 
Expositionsmessungen und die Beurteilung der Ergebnisse haben. Die 
Kenntnisse sind auf dem aktuellen Stand zu halten. 
 
(2) Berechnungen dürfen nur von Personen durchgeführt werden, die über 
die dafür notwendige Fachkunde verfügen. 
 
(3) Die Kenntnisse für die Durchführung von Expositionsmessungen und –
berechnungen am Arbeitsplatz können u. a. durch Teilnahme an einer 
geeigneten Fortbildungsveranstaltung von z. B. Technischen Akademien, 
Unfallversicherungsträgern oder ähnlichen Institutionen erworben und 
aufgefrischt werden. 
 
 
3.6 Aufgaben, Rechte und Pflichten des Laserschutzbeauftragten (LSB) 
Wird bei der Gefährdungsbeurteilung festgestellt, dass ein Laser der Klasse 
3R, 3B oder 4 betrieben werden soll, muss vom Arbeitgeber schriftlich ein 
LSB bestellt werden. Im Bestellschreiben müssen der 
Verantwortungsbereich und die zugehörigen Aufgaben sowie 
Abgrenzungen zu Aufgaben anderer klar definiert sein. Die Aufgaben, 
Rechte und Pflichten des LSB sind im Abschnitt 5 des Teils »Allgemeines« 
der TROS Laserstrahlung näher beschrieben. 
 
 
3.7 Gleichartige Arbeitsbedingungen 
Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen reicht in der Regel auch bei räumlich 
getrennten Arbeitsplätzen die Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder einer 
Tätigkeit aus. Tätigkeiten, die aufgrund der Arbeitsbedingungen als 
gleichartig angesehen werden, können zusammengefasst werden. Die 
Dokumentation kann arbeitsplatz- oder tätigkeitsbezogen, aber auch 
personenbezogen erfolgen. Bei einer arbeitsbereichsbezogenen 
Dokumentation muss nachvollziehbar sein, welchem Arbeitsbereich die 
Beschäftigten zuzuordnen sind. Die Anforderungen an die Dokumentation 
sind im Abschnitt 10 dieser TROS Laserstrahlung beschrieben. [...] 
 
 
4.3 Verfügbarkeit und die Möglichkeit des Einsatzes alternativer 
Arbeitsmittel und Ausrüstungen, die zu einer geringeren Gefährdung 
der Beschäftigten führen (Substitutionsprüfung) 
(1) Ergibt sich aus der Gefährdungsbeurteilung, dass Schutzmaßnahmen 
erforderlich sind, hat die Überprüfung der Einsatzmöglichkeit von 
alternativen Arbeitsverfahren, z. B. Laser kleinerer Leistung, anderer 
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Wellenlänge oder Arbeitsverfahren mit niedrigerer Gefährdung Vorrang vor 
anderen Maßnahmen. 
 
(2) Das Ergebnis der Substitutionsprüfung wird in der Dokumentation der 
Gefährdungsbeurteilung festgehalten. [...] 
 
 
4.4 Erkenntnisse aus der arbeitsmedizinischen Vorsorge 
Sofern Erkenntnisse aus der arbeitsmedizinischen Vorsorge vorliegen, sind 
diese bei der Gefährdungsbeurteilung zu berücksichtigen. 
 
 
5 Arbeitsmedizinische Vorsorge 
(1) Für Beschäftigte, die in Bereichen mit Laserstrahlung tätig sind, sieht die 
Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) in Bezug auf 
die Exposition gegenüber Laserstrahlung weder eine Pflicht- noch eine 
Angebotsvorsorge vor. [...] 
 
 
6 Durchführung der Gefährdungsbeurteilung 
6.1 Allgemeines 
(1) Bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen hat der Arbeitgeber 
zunächst festzustellen, ob die Beschäftigten Laserstrahlung ausgesetzt sind 
oder ausgesetzt sein können. Ist dies der Fall, hat er alle hiervon 
ausgehenden Gefährdungen für die Gesundheit und Sicherheit der 
Beschäftigten zu beurteilen. Dabei ist gegebenenfalls zwischen 
Normalbetrieb und anderen Betriebsarten (siehe Abschnitt 4.2 Absatz 7 und 
8 dieser TROS Laserstrahlung) zu unterscheiden. [...] 
 
 
6.5 Auswirkungen auf die Sicherheit und Gesundheit von Beschäftigten, 
die besonders gefährdeten Gruppen angehören 
(1) Die Einhaltung der Expositionsgrenzwerte gemäß OStrV reicht zum 
Schutz der besonders gefährdeten Gruppen nicht in jedem Fall aus. Für 
besonders gefährdete Gruppen sind individuell angepasste 
Schutzmaßnahmen nötig. Sinnvoll ist hierbei eine arbeitsmedizinische 
Beratung. [...] 
 
 
6.7 Wiederholung der Gefährdungsbeurteilung 
(1) Die Gefährdungsbeurteilung muss regelmäßig überprüft und ggf. 
aktualisiert werden. Eine erneute Durchführung der 
Gefährdungsbeurteilung ist notwendig, wenn sich di89e Arbeits- und 
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Expositionsbedingungen maßgeblich ändern oder Ergebnisse der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge (Wunschvorsorge) dies erfordern. [...] 
 
 
7 Unterweisung der Beschäftigten 
(1) Die Unterweisung der Beschäftigten nach § 8 OStrV ist auf Basis der 
Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. Sie ist erforderlich, wenn 
Gefährdungen für Sicherheit und Gesundheit, auch solche durch indirekte 
Auswirkungen, möglich sind. Hierbei ist auch das mögliche Fehlverhalten 
des Bedieners zu berücksichtigen [...] 
 
(2) Im Hinblick auf die Gefährdungen durch Laserstrahlung bei Lasern der 
Klasse 3R, 3B oder 4 unterstützt der LSB den Arbeitgeber bei der 
Unterweisung. Er kooperiert mit der Fachkraft für Arbeitssicherheit, dem 
Betriebsarzt und ggf. weiteren Beauftragten.  
 
(3) Die Unterweisung ist vor Aufnahme der gefährdenden Tätigkeit, z. B. 
nach der Einstellung oder Versetzung bzw. vor der ersten Inbetriebnahme 
der Laseranlage sowie mindestens einmal jährlich durchzuführen. Sie ist in 
einer für die Beschäftigten verständlichen Form und Sprache 
durchzuführen. Vor wesentlichen Änderungen der Arbeitsbedingungen und 
Expositionssituationen hat der Arbeitgeber über die neue 
Gefährdungssituation zu unterweisen. [...] 
 
(5) Liegt ein Fall von Arbeitnehmerüberlassung vor, trifft die Pflicht zur 
betriebsspezifischen Unterweisung gemäß § 12 ArbSchG den Entleiher. Er 
hat den Beschäftigten, der ihm zur Arbeitsleistung überlassen wurde, über 
die mit der konkreten Tätigkeit verbundenen Gefährdungen zu 
unterweisen. Die sonstigen Arbeitsschutzpflichten des Verleihers als 
Arbeitgeber, insbesondere die Pflicht zur allgemeinen Unterweisung 
(unabhängig vom konkreten Arbeitsplatz oder Aufgabenbereich), bleiben 
unberührt. 
 
(6) Halten sich Personen nur kurzzeitig und in Begleitung einer selbst in 
Lasersicherheit geschulten Person in Laserbereichen auf, z. B. im Rahmen 
einer Führung, so reicht eine Kurzunterweisung der Personen aus. Hierbei 
ist insbesondere auf das Verhalten im Laserbereich und die Pflicht zum 
Tragen der persönlichen Schutzausrüstung einzugehen. 
 
(7) Halten sich betriebsfremde Personen zum Zwecke der 
Dienstleistungserbringung im laufenden Betrieb in Laserbereichen auf 
(Reinigungspersonal, Handwerker, Sicherheitspersonal), so ist eine für die 
Tätigkeit notwendige Unterweisung durchzuführen. 
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8 Allgemeine arbeitsmedizinische Beratung 
(1) Der Arbeitgeber hat eine allgemeine arbeitsmedizinische Beratung der 
betroffenen Beschäftigten sicherzustellen, wenn eine Exposition durch 
Laserstrahlung oder durch inkohärente optische Sekundärstrahlung 
oberhalb der Expositionsgrenzwerte auftreten kann. [...] 
 
(4) Grundlage der allgemeinen arbeitsmedizinischen Beratung ist die 
Gefährdungsbeurteilung. Die Beschäftigten sind je nach Erfordernis zu 
informieren bzw. zu beraten [...] 
 
(6) Der Betriebsarzt ist über jedes Unfallereignis und die in diesem 
Zusammenhang durchgeführten Maßnahmen zu informieren. 
 
 
9 Schutzmaßnahmen und Wirksamkeitsüberprüfung 
(1) Auf Grundlage der Beurteilung der Gefährdungen durch Laserstrahlung 
legt der Arbeitgeber Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Technik fest, 
überprüft deren Wirksamkeit und dokumentiert diese bei der 
Gefährdungsbeurteilung. Bei Lasern der Klassen 3R, 3B und 4 unterstützt 
der LSB den Arbeitgeber bei der Auswahl der zu treffenden 
Schutzmaßnahmen. 
 
(2) Bei Möglichkeit der Überschreitung der Expositionsgrenzwerte für 
Laserstrahlung wird ein Plan für die Benutzung von technischen und 
organisatorischen Maßnahmen mit Prioritätenliste, Zeitplan und 
Wirksamkeitsüberprüfung aufgestellt und durchgeführt. 
 
(3) Reichen die festgesetzten technischen und organisatorischen 
Maßnahmen nicht aus, müssen persönliche Schutzmaßnahmen verwendet 
werden, deren Wirksamkeit regelmäßig zu überprüfen ist. 
 
 
10 Dokumentation 
(1) Die Gefährdungsbeurteilung zu Laserstrahlung am Arbeitsplatz ist 
unabhängig von der Zahl der Beschäftigten zu dokumentieren. [...] 
 
(3) Tätigkeiten, die auf Grund der Arbeitsbedingungen als gleichartig 
angesehen werden, können zusammengefasst werden. 
 
(4) Die Dokumentation kann arbeitsplatz- oder tätigkeitsbezogen, aber 
auch personenbezogen erfolgen. Bei einer arbeitsbereichsbezogenen 
Dokumentation muss nachvollziehbar sein, welchem Arbeitsbereich die 
Beschäftigten zuzuordnen sind. 
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(5) Wird mit Lasern im Wellenlängenbereich zwischen 100 nm und 400 nm 
gearbeitet oder tritt infolge von Laserbearbeitungsprozessen relevante 
sekundäre UV-Strahlung auf, hat der Arbeitgeber die ermittelten 
Ergebnisse aus Messungen und Berechnungen der Expositionen durch UV-
Strahlung in einer Form aufzubewahren, die eine spätere Einsichtnahme 
ermöglicht. Die Aufbewahrungsfrist für diese Dokumente beträgt 30 Jahre. 
 
 
 

  Neu: TROS Laserstrahlung - Teil 2 »Messungen und Berechnungen  
von Exposition gegenüber Laserstrahlung« 
vom 23.4.2015 (veröffentlicht am 5.5.2015) 
 
1 Anwendungsbereich 
Die TROS Laserstrahlung, Teil 2 »Messungen und Berechnungen von 
Expositionen gegenüber Laserstrahlung« beschreibt das Vorgehen bei der 
Planung, der Beauftragung, der Durchführung und Auswertung von 
Messungen und Berechnungen zur Exposition am Arbeitsplatz nach dem 
Stand der Technik und den Vergleich der Messergebnisse mit den 
Expositionsgrenzwerten. Die Dokumentation der Expositionsmessungen 
von Laserstrahlung ist Teil der Gefährdungsbeurteilung. 
 
 
3 Vorgehen bei Messungen von Expositionen gegenüber Laserstrahlung 
3.1 Grundsätzliches 
(1) Nach § 3 Arbeitsschutzverordnung zu künstlicher optischer Strahlung 
(OStrV) hat der Arbeitgeber im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung die 
auftretenden Expositionen durch Laserstrahlung an Arbeitsplätzen zu 
ermitteln und zu bewerten. Er kann sich die notwendigen Informationen 
beim Wirtschaftsakteur (Hersteller, Bevollmächtigter, Einführer und 
Händler) oder mit Hilfe anderer zugänglicher Quellen beschaffen. Dazu 
gehören z. B. Angaben der Strahlungsemissionen der 
Laserstrahlungsquellen in Bedienungsanleitungen und technischen 
Unterlagen. Im Fall von Laser-Einrichtungen kann davon ausgegangen 
werden, dass in vielen Fällen aufgrund der Klassifizierung der Laser-
Einrichtungen nach DIN EN 60825-1 [4] die notwendigen Unterlagen zur 
Verfügung stehen. 
 
(2) Lässt sich jedoch mit den vorhandenen Informationen nicht sicher 
feststellen, ob die Expositionsgrenzwerte nach Anlage 4, Abschnitt A4.1 
dieser TROS Laserstrahlung beim vorgesehenen Gebrauch eingehalten 
werden, ist der Umfang der Expositionen durch Messungen oder 
Berechnungen nach § 4 OStrV festzustellen. Messungen und Berechnungen 
müssen nach dem Stand der Technik fachkundig [...] geplant und 

Übernehmen Sie die nebenstehenden 
Paragrafen in Ihr Rechtsverzeichnis, 
wenn sie für Sie zutreffend sind, und 
stellen Sie sicher, dass Sie den 
Anforderungen nachkommen. 

  Die TROS beinhaltet zusätzlich 
zu den Betreiberpflichten viele 
Hintergrundinfos zu Messungen 
sowie Ablaufdiagramme und 
Beispiele. Bitte beachten Sie diese 
Inhalte ebenfalls. 
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durchgeführt werden. Die eingesetzten Messverfahren und Messgeräte 
sowie eventuell erforderliche Berechnungsverfahren müssen den 
vorhandenen Arbeitsplatz- und Expositionsbedingungen hinsichtlich der 
betreffenden Laserstrahlung angepasst und geeignet sein, die jeweiligen 
physikalischen Größen zu bestimmen. Die Messergebnisse müssen die 
Entscheidung erlauben, ob die jeweiligen Expositionsgrenzwerte 
eingehalten werden oder nicht. 
 
(3) Das Messen der Expositionen durch Laserstrahlung ist eine komplexe 
Aufgabe und erfordert entsprechende Fachkenntnisse und Erfahrungen. 
Der Arbeitgeber kann damit fachkundige Personen beauftragen, falls er 
nicht selbst über die ausreichenden Kenntnisse und die notwendige 
Messtechnik verfügt (siehe § 5 OStrV). 
 
 
3.2 Vorprüfung 
(1) In einer Vorprüfung ist zunächst festzustellen, ob zur Ermittlung der 
Exposition eine Messung oder Berechnung notwendig ist, oder ob nicht 
bereits genügend Informationen vorhanden sind, um die Exposition auch 
ohne eine Messung ausreichend genau bestimmen zu können. [...] 
 
(5) Lässt sich in der Vorprüfung keine eindeutige Entscheidung treffen, ob 
die Expositionsgrenzwerte eingehalten oder überschritten werden, sind 
Messungen der Exposition erforderlich. 
 
 
3.3 Analyse der Arbeitsaufgaben und Expositionsbedingungen 
(1) Vor der Messung ist eine detaillierte Analyse der Arbeitsaufgaben und 
des Arbeitsablaufs der exponierten Beschäftigten sowie der 
Expositionsbedingungen durchzuführen. Hierbei müssen sämtliche 
Tätigkeiten berücksichtigt werden, bei denen Beschäftigte Laserstrahlung 
ausgesetzt sein können. Dabei ist immer vom ungünstigsten Fall (»worst-
case«-Szenario) auszugehen. [...] 
 
 
3.4 Messungen 
3.4.1 Planung 
(1) Vor der Messung ist eine sorgfältige Planung durchzuführen. [...] 
 
 
3.4.6 Durchführung der Messung 
(1) Bei der Durchführung der Strahlungsmessung ist sicherzustellen, dass 
keine Personen gefährdet werden. [...] 
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3.7 Messbericht 
(1) Die Ergebnisse von Vorprüfung, Messungen und Bewertung sind in 
einem Bericht zusammenzufassen.[...] 
 
(3) Der Bericht ist gemäß § 3 Absatz 4 OStrV in einer solchen Form 
aufzubewahren, dass eine spätere Einsichtnahme möglich ist. Für 
Expositionen gegenüber UV-Strahlung sind diese Unterlagen mindestens 
30 Jahre aufzubewahren. 
 
 
 

  Neu: TROS Laserstrahlung - Teil 3 »Maßnahmen zum Schutz  
vor Gefährdungen durch Laserstrahlung« 
vom 23.4.2015 (veröffentlicht am 5.5.2015) 
 
1 Anwendungsbereich 
(1) Der Teil 3 »Maßnahmen zum Schutz vor Gefährdungen durch 
Laserstrahlung« der TROS Laserstrahlung beschreibt das Vorgehen bei der 
Festlegung von Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Technik, wie es in 
der Arbeitsschutzverordnung zu künstlicher optischer Strahlung (OStrV) 
gefordert wird. Die Dokumentation der anzuwendenden 
Schutzmaßnahmen ist Teil der Gefährdungsbeurteilung (siehe auch Teil 1 
»Beurteilung der Gefährdung durch Laserstrahlung« der TROS 
Laserstrahlung). 
 
(2) Die TROS Laserstrahlung gilt für Laserstrahlung im 
Wellenlängenbereich zwischen 100 nm und 1 mm. 
 
(3) Unabhängig von den in dieser TROS Laserstrahlung beschriebenen 
Vorgehensweisen sind vom Arbeitgeber die Beschäftigten oder ihre 
Interessenvertretung, sofern diese vorhanden ist, aufgrund der 
einschlägigen Vorschriften zu beteiligen. 
 
 
3 Bestellung eines Laserschutzbeauftragten (LSB) 
(1) Zur Gewährleistung des sicheren Betriebs einer Laser-Einrichtung der 
Klassen 3R, 3B und 4 ist nach § 5 OStrV ein LSB schriftlich zu bestellen. 
Anforderungen an die Fachkenntnisse sowie Aufgaben und Pflichten 
enthält Abschnitt 5 des Teils »Allgemeines«. 
 

Übernehmen Sie die nebenstehenden 
Paragrafen in Ihr Rechtsverzeichnis, 
wenn sie für Sie zutreffend sind, und 
stellen Sie sicher, dass Sie den 
Anforderungen nachkommen. 

  Die TROS beinhaltet zusätzlich 
Beschreibungen zu der Art der 
unterschiedlichen 
Schutzmaßnahmen. Beachten Sie 
diese erforderlichenfalls bei der 
Gefährdungsbeurteilung. 

http://www.risolva.de/
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4 Grundsätze bei der Festlegung und Durchführung von Schutzmaß-
nahmen 
4.1 Allgemeines 
(1) Ergibt die Gefährdungsbeurteilung (siehe Teil 1 »Beurteilung der 
Gefährdung durch Laserstrahlung« der TROS Laserstrahlung) nach § 3 
OStrV, dass eine Gefährdung durch Laserstrahlung nicht ausgeschlossen 
werden kann, dann sind nach §§ 3 und 7 OStrV Maßnahmen zur 
Vermeidung oder Verringerung der Gefährdung durch Laserstrahlung nach 
dem Stand der Technik festzulegen und durchzuführen. [...] 
 
 
4.2 Rangfolge von Schutzmaßnahmen 
(1) Bei der Festlegung und Durchführung der Schutzmaßnahmen ist gemäß 
§ 7 OStrV im Grundsatz die folgende Rangfolge zu berücksichtigen: 
 
1. Vermeidung oder Minimierung von Gefährdungen durch 

Laserstrahlung an Arbeitsplätzen durch andere geeignete 
Arbeitsverfahren und Arbeitsmittel (Substitutionsprüfung, 
Minimierungsgebot), 

2. Technische Schutzmaßnahmen, 
3. Organisatorische Schutzmaßnahmen, 
4. Persönliche Schutzausrüstung (z. B. Augenschutz und Schutzkleidung). 
 
(2) Kollektive Schutzmaßnahmen haben gemäß § 4 Arbeitsschutzgesetz 
(ArbSchG) Vorrang vor individuellen. 
 
(3) Wenn Sofortmaßnahmen die Exposition unter die 
Expositionsgrenzwerte absenken sollen, haben Schutzmaßnahmen, die 
sich schnell durchführen lassen, eine höhere Priorität. 
 
 
4.3 Vermeidung oder Minimierung der Gefährdungen durch 
Laserstrahlung 
(1) Die Arbeitsverfahren und Arbeitsmittel sind so auszuwählen, dass keine 
oder nur vernachlässigbare Expositionen der Beschäftigten gegenüber 
Laserstrahlung auftreten können. 
 
(2) Sollte dies nicht möglich sein, sind alternative Arbeitsverfahren zu 
prüfen und gegebenenfalls anzuwenden, welche die Exposition der 
Beschäftigten durch Laserstrahlung so gering wie möglich halten 
(Substitutionsprüfung). [...] 
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4.4 Technische Schutzmaßnahmen 
(1) Technische Schutzmaßnahmen sind mit dem Ziel durchzuführen, die 
Expositionen der Beschäftigten vorrangig an der Quelle zu verhindern oder 
auf ein Minimum zu reduzieren. [...] 
 
 
4.5 Organisatorische Schutzmaßnahmen 
(1) Soweit Gefährdungen der Beschäftigten durch Expositionen gegenüber 
Laserstrahlung durch technische Maßnahmen nicht ausgeschlossen oder so 
weit wie möglich verringert werden können, sind organisatorische 
Schutzmaßnahmen zu treffen. [...] 
 
 
4.6 Persönliche Schutzausrüstungen 
(1) Wenn durch technische und organisatorische Schutzmaßnahmen 
Gefährdungen der Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten nicht 
ausgeschlossen werden können, sind geeignete individuelle 
Schutzmaßnahmen anzuwenden. Dies betrifft insbesondere die 
Anwendung persönlicher Schutzausrüstung (PSA). [...] 
 
 
4.8 Verwendung von Arbeitsmitteln durch die Beschäftigten 
Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Beschäftigte 
• die Laser-Einrichtungen entsprechend der Betriebsanweisung nach 

Abschnitt 6 bestimmungsgemäß benutzen, 
• dem zuständigen Vorgesetzten die von ihnen festgestellte unmittelbare 

erhebliche Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit durch 
Laserstrahlung sowie jeden an den Schutzsystemen festgestellten 
Defekt an Laser-Einrichtungen unverzüglich melden. 

 
 
5 Unterweisung 
Basis für die Unterweisung der Beschäftigten ist das Ergebnis der 
Gefährdungsbeurteilung und der sich daraus ableitenden 
Schutzmaßnahmen. Detaillierte Informationen zur Unterweisung sind im 
Abschnitt 7 des Teils 1 »Beurteilung der Gefährdung durch Laserstrahlung« 
der TROS Laserstrahlung zu finden. 
 
 
6 Betriebsanweisung 
(1) Zugangsregelungen und Anwendung persönlicher Schutzausrüstungen 
sind erforderlichenfalls in einer Betriebsanweisung zu regeln. Bei jeder 
maßgeblichen Veränderung der Arbeitsbedingungen muss die 
Betriebsanweisung aktualisiert werden. [...] 
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  Neufassung: 14. ProdSV »Druckgeräteverordnung« 
vom 13.5.2015 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
(1) Diese Verordnung ist auf neue Druckgeräte und Baugruppen mit einem 
maximal zulässigen Druck von über 0,5 bar, die auf dem Markt 
bereitgestellt, ausgestellt oder erstmals verwendet werden, anzuwenden. 
 
(2) Diese Verordnung ist nicht auf Produkte anzuwenden, die in Artikel 1 
Absatz 2 der Richtlinie 2014/68/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. Mai 2014 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung von Druckgeräten auf dem Markt 
(Abl. Nr. L 189 vom 27.06.2014 S. 164) aufgeführt sind.  
 
 
§ 3 Bereitstellung auf dem Markt und Inbetriebnahme 
Druckgeräte und Baugruppen dürfen nur dann auf dem Markt bereitgestellt 
und in Betrieb genommen werden, wenn sie bei ordnungsgemäßer 
Installation und Instandhaltung und bestimmungsgemäßem Betrieb die 
Anforderungen dieser Verordnung erfüllen. 
 
 
§ 4 Konformitätsvermutung 
(1) Bei den in Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2014/68/EU 
aufgeführten Druckgeräten und Baugruppen, die harmonisierten Normen 
oder Teilen dieser Normen entsprechen, deren Fundstellen im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlicht worden sind, wird vermutet, dass sie 
die wesentlichen Sicherheitsanforderungen nach Anhang I der Richtlinie 
2014/68/EU erfüllen, soweit diese von den betreffenden Normen oder von 
Teilen dieser Normen abgedeckt sind. 
 
(2) Bei den für die Herstellung von Druckgeräten oder Baugruppen 
verwendeten Werkstoffen, für die eine europäische Werkstoffzulassung 
erteilt wurde, deren Fundstelle gemäß Artikel 15 Absatz 4 der Richtlinie 
2014/68/EU im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht worden ist, 
wird vermutet, dass sie die zutreffenden wesentlichen 
Sicherheitsanforderungen nach Anhang I der Richtlinie 2014/68/EU erfüllen.  
 
 
§ 5 Allgemeine Pflichten des Herstellers 
(1) Der Hersteller stellt sicher, wenn er die in Artikel 4 Absatz 1 und 2 der 
Richtlinie 2014/68/EU aufgeführten Druckgeräte oder Baugruppen in den 
Verkehr bringt oder für eigene Zwecke verwendet, dass sie nach den 

Die neue Druckgeräteverordnung 
tritt am 19. Juli 2016 in Kraft und löst 
dann die bis dahin geltende 
Druckgeräteverordnung ab. Die 
Vorschrift über die Einstufung von 
Druckgeräten (§ 12) ist allerdings 
bereits ab dem 1. Juni 2015 
anzuwenden. 

Nehmen Sie zu der neuen 
Verordnung die nebenstehenden 
Herstellerparagrafen in Ihr 
Rechtsverzeichnis auf, falls Sie davon 
betroffen sind. 

   Kommen Sie den 
Anforderungen in Verbindung mit der 
Druckgeräte-Richtlinie nach. 
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wesentlichen Sicherheitsanforderungen nach Anhang I der Richtlinie 
2014/68/EU entworfen und hergestellt wurden. 
 
(2) Der Hersteller stellt sicher, wenn er die in Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 
2014/68/EU aufgeführten Druckgeräte oder Baugruppen in den Verkehr 
bringt oder für eigene Zwecke verwendet, dass sie gemäß der in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union geltenden guten Ingenieurpraxis 
entworfen und hergestellt wurden. 
 
(3) Der Hersteller muss, wenn er die in Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 
2014/68/EU aufgeführten Druckgeräte oder Baugruppen in den Verkehr 
bringt oder für eigene Zwecke verwendet, die erforderlichen technischen 
Unterlagen gemäß Anhang III der Richtlinie 2014/68/EU erstellen und das 
Konformitätsbewertungsverfahren nach § 13 durchführen oder durchführen 
lassen. Wurde mit dem Konformitätsbewertungsverfahren nachgewiesen, 
dass die Druckgeräte oder Baugruppen die wesentlichen 
Sicherheitsanforderungen nach Anhang I der Richtlinie 2014/68/EU erfüllen, 
stellt der Hersteller eine EU-Konformitätserklärung aus und bringt die CE-
Kennzeichnung gemäß § 15 an. 
 
(4) Der Hersteller muss die technischen Unterlagen und die EU-
Konformitätserklärung nach dem Inverkehrbringen von Druckgeräten oder 
Baugruppen zehn Jahre lang für die Marktüberwachungsbehörden 
bereithalten. 
 
(5) Der Hersteller hat durch geeignete Verfahren dafür zu sorgen, dass stets 
Konformität mit den Anforderungen dieser Verordnung sichergestellt ist. 
Änderungen am Entwurf oder an den Merkmalen eines Druckgeräts oder 
einer Baugruppe sowie Änderungen der harmonisierten Normen oder der 
sonstigen technischen Spezifikationen, auf die bei Erklärung der 
Konformität eines Druckgeräts oder einer Baugruppe verwiesen wird, sind 
angemessen zu berücksichtigen. 
 
(6) Wenn es der Hersteller angesichts der mit den von ihm auf dem Markt 
bereitgestellten Druckgeräten oder Baugruppen verbundenen Risiken als 
zweckmäßig betrachtet, nimmt er zum Schutz der Gesundheit und 
Sicherheit der Verbraucher und anderer Nutzer Stichproben und führt 
Prüfungen durch. Erforderlichenfalls führt er ein Verzeichnis der 
Beschwerden über nichtkonforme Druckgeräte oder Baugruppen und der 
Rückrufe solcher Druckgeräte oder Baugruppen. Er hält die Händler über 
diese Überwachung auf dem Laufenden. 
 
(7) Hat der Hersteller Grund zu der Annahme, dass ein von ihm in den 
Verkehr gebrachtes Druckgerät oder eine von ihm in den Verkehr gebrachte 
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Baugruppe nicht den Anforderungen dieser Verordnung entspricht, ergreift 
er unverzüglich die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, um die 
Konformität herzustellen, oder er nimmt das Druckgerät oder die 
Baugruppe zurück oder ruft sie zurück. Sind mit dem Druckgerät oder der 
Baugruppe Risiken verbunden, so hat der Hersteller außerdem unverzüglich 
die Marktüberwachungsbehörden der Mitgliedstaaten, in denen er dieses 
Druckgerät oder diese Baugruppe auf dem Markt bereitgestellt hat, darüber 
zu informieren und dabei die erforderlichen Angaben, insbesondere über 
die Art der Nichtkonformität und die ergriffenen Korrekturmaßnahmen, zu 
machen. 
 
§ 6 Besondere Kennzeichnungs- und Informationspflichten des 
Herstellers 
(1) Der Hersteller hat dafür zu sorgen, dass seine Druckgeräte oder 
Baugruppen beim Inverkehrbringen oder bei der Verwendung für eigene 
Zwecke eine Typen-, Chargen- oder Seriennummer oder eine andere 
Information zu ihrer Identifikation tragen. Falls dies aufgrund der Größe 
oder der Art des Druckgeräts oder der Baugruppe nicht möglich ist, hat er 
dafür zu sorgen, dass die zur Identifikation erforderliche Information auf der 
Verpackung oder in den dem Druckgerät oder der Baugruppe beigefügten 
Unterlagen angegeben wird. 
 
(2) Der Hersteller hat beim Inverkehrbringen oder bei der Verwendung für 
eigene Zwecke seinen Namen, seinen eingetragenen Handelsnamen oder 
seine eingetragene Handelsmarke sowie seine Postanschrift auf dem 
Druckgerät oder der Baugruppe anzubringen. Falls dies aufgrund der Größe 
oder der Art des Druckgeräts oder der Baugruppe nicht möglich ist, müssen 
die Kontaktdaten auf der Verpackung oder in den dem Druckgerät oder der 
Baugruppe beigefügten Unterlagen angegeben werden. Bei der 
Postanschrift handelt es sich um die Anschrift einer zentralen Stelle, unter 
der der Hersteller kontaktiert werden kann. Die Kontaktdaten sind in einer 
Sprache zu verfassen, die von Verbrauchern, anderen Nutzern und 
Marktüberwachungsbehörden leicht verstanden werden kann. 
 
(3) Der Hersteller ist dafür verantwortlich, dass 
 
1. den in Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2014/68/EU aufgeführten 

Druckgeräten oder Baugruppen die Betriebsanleitung und die 
Sicherheitsinformationen nach Anhang I Nummer 3.3 und 3.4 der 
Richtlinie 2014/68/EU in deutscher Sprache beigefügt sind und 

 
2. den in Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 2014/68/EU aufgeführten 

Druckgeräten oder Baugruppen die Betriebsanleitung in deutscher 
Sprache beigefügt ist.  
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Die Betriebsanleitung und die Sicherheitsinformationen müssen klar, 
verständlich und deutlich sein. 
 
(4) Der Hersteller ist verpflichtet, der Marktüberwachungsbehörde auf 
deren Verlangen alle Informationen und Unterlagen auf Papier oder 
elektronisch nach Satz 2 zur Verfügung zu stellen, die für den Nachweis der 
Konformität des Druckgeräts oder der Baugruppe mit den Anforderungen 
dieser Verordnung erforderlich sind. Die Informationen und Unterlagen 
müssen in deutscher Sprache oder in einer Sprache, die von der 
Marküberwachungsbehörde leicht verstanden werden kann, abgefasst sein. 
Der Hersteller arbeitet mit der Marktüberwachungsbehörde auf deren 
Verlangen bei allen Maßnahmen zur Abwendung von Risiken zusammen, 
die mit den Druckgeräten oder den Baugruppen verbunden sind, die er in 
den Verkehr gebracht hat. 
 
 
§ 7 Bevollmächtigter des Herstellers 
(1) Der Hersteller kann schriftlich einen Bevollmächtigten benennen. 
 
(2) Der Bevollmächtigte nimmt die ihm vom Hersteller übertragenen 
Aufgaben für diesen wahr. 
 
(3) Der Hersteller, der einen Bevollmächtigten einsetzt, muss diesem 
mindestens die folgenden Aufgaben übertragen: 
 
1. die Bereithaltung der EU-Konformitätserklärung und der technischen 

Unterlagen nach § 5 Absatz 4, 
 
2. die Aushändigung der Informationen und Unterlagen an die 

Marktüberwachungsbehörde nach § 6 Absatz 4 und 
 
3. auf Verlangen der Marktüberwachungsbehörde die Zusammenarbeit 

mit dieser bei allen Maßnahmen zur Abwendung der Risiken, die mit 
den Druckgeräten oder Baugruppen verbunden sind, die zum 
Aufgabenbereich des Bevollmächtigten gehören.  

 
(4) Die Pflichten gemäß § 5 Absatz 1 und 2 und die Pflicht zur Erstellung der 
technischen Unterlagen gemäß § 5 Absatz 3 darf der Hersteller nicht auf 
einen Bevollmächtigten übertragen.  
 
[...] 
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§ 12 Einstufung von Druckgeräten 
Die in Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/68/EU aufgeführten 
Druckgeräte sind vom Hersteller nach zunehmendem Gefahrenpotential in 
Kategorien einzustufen. Die Einstufung erfolgt nach Artikel 13 der Richtlinie 
2014/68/EU. 
 
 
§ 13 Konformitätsbewertungsverfahren 
(1) Für die in Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/68/EU aufgeführten 
Druckgeräte sind die Konformitätsbewertungsverfahren nach Artikel 14 
Absatz 1 bis 5 in Verbindung mit Anhang III der Richtlinie 2014/68/EU 
entsprechend der Kategorie, in die sie nach § 12 eingestuft worden sind, 
durchzuführen. 
 
(2) Für die in Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2014/68/EU aufgeführten 
Baugruppen ist das Konformitätsbewertungsverfahren nach Artikel 14 
Absatz 6 in Verbindung mit Anhang III der Richtlinie 2014/68/EU 
durchzuführen.  
 
 
§ 15 CE-Kennzeichnung 
(1) Die CE-Kennzeichnung ist nach § 7 Absatz 1 und 3 bis 5 des 
Produktsicherheitsgesetzes auf dem in Artikel 4 Absatz 1 und 2 der 
Richtlinie 2014/68/EU aufgeführten Druckgerät oder der dort aufgeführten 
Baugruppe oder auf dem jeweiligen Typenschild anzubringen.  [...] 
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Teil 3 - Zusatzinformationen 
 Richtlinie 2012/18/EU »Seveso III-Richtlinie« 

 

Die Richtlinie hätte eigentlich  bis zum 1.6.2015 in deut-
sches Recht (durch Anpassung  der 12. BImSchV - Störfall-
Verordnung) umgesetzt werden müssen. Dies ist nicht der 
Fall, weshalb die Richtlinie ab diesem Zeitpunkt unmittel-
bar gelten würde.  

  Da die Verordnung einige Neuerungen mit sich bringt, 
die auch diejenigen betreffen könnten, die bislang nicht 
unter die 12. BImSchV gefallen sind, informieren wir Sie 
hier über die wesentlichen Neuerungen: 

Die neuen Kategorien im Anhang basieren auf der CLP-
Verordnung und dadurch kann es vor allem bei toxischen 
Stoffen zu einer Verschiebung in der Einstufung kommen. 

Außerdem wurde der Geltungsbereich dahingehend er-
weitert, dass die im Anhang genannten Mengenschwellen 
sich nicht nur auf das im Betriebsbereich vorhandene 
Stoffvorkommen beziehen, sondern auch auf das, was bei 
»außer Kontrolle geratenen Prozessen« anfallen kann. 

  Bitte prüfen Sie vor den beiden o.g. Aspekten, ob Sie 
zukünftig von der 12. BImSchV betroffen sein werden oder 
herausfallen. Treffen Sie erforderlichenfalls geeignete 
Maßnahmen und beachten Sie unter Umständgen § 7 
»Anzeige« der 12. BImSchV. 

 

 Ab 1.6.2015 auch CLP-Einstufung für Gemische. 

Ab 1.6.2015 ist es nun tatsächlich auch für Gemische so-
weit: Die CLP-Kennzeichnung ist Pflicht. 

Ja, es gelten noch Abverkaufsfristen bis 1.6.2017, das 
heißt Zwischenhändler müssen Zubereitungen im ge-
nannten Zeitraum bis dahin nicht umkennzeichnen.  

Aber das gilt eben nur für Zwischenhändler und nicht für 
Hersteller, die Stoffe (in dem Fall Gemische) direkt in Ver-
kehr bringen. 

Vom DIHK haben wir Ende März dazu folgende Infor-
mationen erhalten: 

»Das Umsetzungspaket ist gerade in die Ressortab-
stimmung gegangen. Danach wird sich die Verbände-/ 
Länderanhörung anschließen. Einen genauen Zeit-
punkt dafür konnte das BMUB noch nicht nennen.  

Eine rechtzeitige Umsetzung der Richtlinie bis zum 31. 
Mai 2015 wird es nicht geben. Eine Bund-Länder-
Arbeitsgruppe prüft gegenwärtig, welche Vorgaben 
der Richtlinie nach Ablauf der Umsetzungsfrist unmit-
telbar wirksam sind und wird dazu eine Arbeitshilfe 
erstellen.« 

 

 

Das sind z.B. Brände, Reaktionen beim Auslaufen von 
Stoffen. 

  Um die Prüfung abschließend korrekt durchführen 
zu können, brauchen Sie für Ihre Stoffe sowie für die 
möglichweise entstehenden Stoffe notwendigerweise 
die Einstufung nach CLP-Verordnung (siehe auch die 
Information zur Einstufung von Gemischen weiter 
hinten). 

  Dazu folgende Tipps von uns: 

• Nutzen Sie die Chance und entrümpeln Sie als ers-
tes Ihre Bestände. Trennen Sie sich von allem, was 
Sie nicht wirklich in der nächsten Zeit (ver-) brau-
chen. Es stellt sich ohnehin die Frage, ob Ihre wert-
vollen Bestände der Marke »das kann man immer 
mal brauchen« nicht vielleicht schon überlagert 
sind. Wie die Zeit vergeht! 
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Quelle: Umweltbundesamt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aktualisierung des Gefahrstoffverzeichnisses nicht 
vergessen!  

• Sehen Sie zu, dass Sie die Restbestände schnellst-
möglich aufbrauchen und neu gelieferte Ware mit 
neuer Kennzeichnung bekommen. 

Restbestände mit alter Kennzeichnung und (alten 
Angaben im Sicherheitsdatenblatt) brauchen Sie 
dann nicht umzukennzeichnen (sonst siehe Punkt 1 
). 

Aber: Die Anwendbarkeit von bestimmten Rechts-
vorschriften lässt sich nur aufgrund der neuen 
Kennzeichnung (mit entsprechenden H-Sätzen) 
prüfen, sodass Sie sich schnellstmöglich entspre-
chende Informationen beschaffen sollten. 

• Beschaffen Sie sich zügig von allen Ihren Materia-
lien (Gemischen) neue Sicherheitsdatenblätter. 
Auch wenn die Abverkaufsfrist noch läuft, muss es 
für das Produkt ein neues Sicherheitsdatenblatt 
geben, wenn es aktuell noch in Verkehr gebracht 
wird. 

Warten Sie dazu nicht ab, bis Ihr Aktualisierungs-
zyklus von 3 Jahren wieder fällig ist. Sich darauf zu 
berufen (zum Beispiel bei einem Auditor) ist in Ta-
gen wie diesen keine gute Idee. 

• Überprüfen Sie anhand der neuen Sicherheitsda-
tenblätter (also aufgrund der neuen Einstufung), ob 
Änderungen an der Gefährdungsbeurteilung, den 
Schutzmaßnahmen, der Betriebsanweisung und 
der Unterweisung nötig sind und nehmen Sie diese 
vor. 

Aktualisierung des Gefahrstoffverzeichnisses nicht 
vergessen!  

• Und letztendlich: Prüfen Sie, ob aufgrund der neu-
en Einstufung andere Rechtsvorschriften  oder An-
forderungen relevant sein können. 

Beispiel: Neue Erlaubnispflichten nach neuer Be-
trSichV, Seveso III-Richtlinie, diverse TRGS... 

Eine Übersicht über die Einstufung nach CLP-
Verordnung finden Sie bei der BAuA. 
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 Merkblatt des BAFA über Energieaudits nach EDL-G 

Das BAFA hat den Konsultationsprozess abgeschlossen 
und das Merkblatt zur Umsetzung der verpflichtenden 
Energieaudits nach EDL-G veröffentlicht. 

Auf der Seite des BAFA finden Sie auch eine Suchmaske 
für Energieauditoren. Diese umfasst (Stand 22.5.2015) fast 
1.000 Einträge. 

 

 

 

 

  Neues von Napo  

Es gibt wieder einen neuen Film: 
 »Napo in...Vorsicht Elektrizität«. Die Sequenzen weisen 
auf einige der Risiken hin, die im Hinblick auf Elektrizität in 
unserem Arbeitsalltag auftreten können und zeigt wie man so 
manche kritische Situation vermeiden kann. 

Dieses 25-seitige Werk beschreibt ausführlich mit ent-
sprechenden Hintergrundinfos und ggf. Bezügen zu 
Rechtsvorschriften,  

• welche Unternehmen betroffen sind,  

• welche Aspekte bei den Energieaudits berücksich-
tigt werden müssen  

• welche Anforderungen Energieauditoren erfüllen 
müssen 

• wie die sichtprobenhafte Überprüfung und Nach-
weisführung der Durchführung von Energieaudits 
Stichprobenkontrollen des BAFA erfolgt 

In Kapitel 6 steht auch was zu Bußgeldvorschriften... 

Die Laufzeit beträgt ca. 11 Minuten. 

http://www.risolva.de/
http://www.bafa.de/bafa/de/energie/energie_audit/publikationen/merkblatt_energieaudits.pdf
http://www.bafa.de/bafa/de/energie/energie_audit/publikationen/merkblatt_energieaudits.pdf
https://elan1.bafa.bund.de/bafa-portal/audit-suche/
https://elan1.bafa.bund.de/bafa-portal/audit-suche/
http://www.dguv.de/de/mediencenter/filmcenter/filme/napo_elektro/index.jsp
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